Antrag des AK-Energie an den Agenda Beirat März 2011 
Kommunale Unterstützung der Umsetzung der Beschlüsse der Bundesregierung zum Klimaschutz zur Elektromobilität

Arbeitstitel AK-Energie: „blaue Plakette“
Ausgangssituation:

Die Bundesregierung hat die Einführung der Elektromobilität als eine Maßnahme zum Klimaschutz beschlossen. Deutschland soll zum internationalen Leitmarkt für diese Zukunftstechnik werden.
Auch unsere Kommune bekennt sich zu den Zielen des Klimaschutzes.
Antrag an die Stadt Herzogenaurach

Wir beantragen deshalb zu beschließen, dass die Stadt Herzogenaurach die Einführung der Elektromobilität mit folgenden Maßnahmen fördert:
1. Förderung von Elektrofahrzeugen und stark elektrifizierten Fahrzeugen

Elektro- und stark elektrifizierte Fahrzeuge, so genannte „Plug In Hybride“ sollen auf dem Gebiet der Stadt Herzogenaurach bis zum 31.12.2019 von sämtlichen Parkgebühren auf gebührenpflichtigen, öffentlichen Parkplätzen und Anwohnerparkbereichen befreit werden. Sie erhalten dazu die so genannte „blaue Plakette“, die sie als Elektrofahrzeug ausweist.
Die Sonderbehandlung sollte im Jahr 2020 auslaufen. Dies stellt sicher, dass der Nutzervorteil über die Lebensdauer eines neuen E-Fahrzeuges für den Käufer kalkulierbar wird und ist damit gleichzeitig mit einer Degression der Förderung versehen. Der Anteil von elektrischen und stark hybridisierten Fahrzeugen wird entsprechend der Prognosen bis 2020 gering sein (Studie McKinsey 2009: 1% bis 9%). Von daher ist die Maßnahme finanziell gut überschaubar.
2. Aktive Planung der Infrastruktur
Da die Infrastruktur zum Laden der Autos die wichtigste Voraussetzung für die Einführung der Elektromobilität ist, muss diese entsprechend frühzeitig in die Planung einbezogen werden.
Daher sollte die Stadt Herzogenaurach einen Stufenplan für den Aufbau der Netzinfrastruktur erarbeiten. 
Bei Planungen anstehender Infrastrukturmaßnahmen sollen die Belange dieser zukünftigen Infrastruktur Berücksichtung finden. Dabei sollten Verwaltung, Stadtwerke und der AK Energie „Hand in Hand“ arbeiten.
Dies ist auch mit dem Ziel verbunden, mittelfristig Kosten für die Kommune einzusparen (z.B. Einbringung von „Leerrohren“ bei Umbauten, Neubauten).
Anhang 1:  Förderungsvoraussetzungen für die Gebührenbefreiung
1. Förderfähige Fahrzeuge:

Reine Elektrofahrzeuge haben Nachteile bei der Reichweite. Die Industrie strebt deshalb unterschiedliche Konzepte an, um mit vergleichsweise geringen Kosten für das Batteriesystem die Erwartungen der Kunden an ein Elektrofahrzeug zu erfüllen. Eines der Konzepte sind Hybridfahrzeuge, bei denen Langstrecken weiterhin mit einem Verbrennungsmotor zurückgelegt werden können. Diese nennt man je nach technischer Ausführung entweder “Plug-in Hybrid Vehicle” oder “ Range-Extended Electric Vehicle”.

Für eine Förderung müssen folgende Leistungsdaten erfüllt werden:

a.) mindestens 30 km rein elektrische Reichweite. Dies genügt für fast alle Fahrstrecken innerorts.

b.) alle Fahrzustände im Stadtverkehr und auf Stadtautobahnen bzw. auf kurzen

Überlandstrecken sollten rein elektrisch bewältigt werden können. Aus diesem Grund sollte rein elektrisch mindestens 100 km/h, oder die bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit erreicht werden können, ohne dass der Verbrennungsmotor zugeschaltet werden muss.
Um einen Missbrauch des Förderungsziels zu vermeiden soll eine Liste der „förderfähigen Fahrzeuge“ vom Planungs- und Umweltamt geführt werden.

2. Betriebsenergie
Der Betrieb elektrischer Fahrzeuge ergibt ökologisch erst dann einen vollständigen Sinn wenn diese auch mit Naturstrom betrieben werden. Von daher soll der Nutzer der Vergünstigung auch Bezieher eines hochwertigen Naturstromproduktes sein. In Herzogenaurach wäre dies beispielsweise durch den Tarif „E hoch 3“ der Herzowerke (noch in Arbeit) erfüllt. 
3. Nutzung der Vergünstigung „Anwohnerparkbereiche“

Die Förderung soll nicht dazu führen, dass der in Teilen knappe Parkraum der Anwohnerparkbereiche strapaziert wird. Aus diesem Grund ist vorzusehen, dass der Nutznießer dieser Förderung auch die Voraussetzungen eines Anwohners erfüllt.
4. Kennzeichnung der Fahrzeuge:

Die Kennzeichnung der anerkannten Fahrzeuge soll durch eine „blaue Plakette“ erfolgen, deren Gestaltung der Stadt Herzogenaurach obliegen soll.
Anhang 2: Erläuterungen zum Aufbau der Infrastruktur

Wo Elektroautos parken werden, entscheidet letztlich die Infrastruktur der Stromanschlüsse, an denen die E-Fahrzeuge mit dem Stromnetz verknüpft werden, um ihre Akkus aufzuladen. 
Mit Hilfe dieser Infrastruktur kann eine Kommune die Akzeptanz von E-Fahrzeugen erhöhen und gleichzeitig lenkend auf den ruhenden Verkehr einwirken.
Im optimalen Fall sollten E-Fahrzeuge auf Firmenparkplätzen, in Tiefgaragen, Parkhäusern oder auf „Park & Ride“-Parkplätzen abgestellt werden. Diese Standorte müssen jedoch für die vielen neuartigen Stromnetzteilnehmer vorbereitet werden. 
E-Autos werden mit zunehmender technischer Reife nicht an der Tankstelle, sondern an einem Parkplatz mit Energie versorgt, weil der „Tankvorgang“ nicht wenige Minuten, sondern tendenziell Stunden dauert und autonom stattfinden muss. E-Fahrzeuge werden durch die zusätzliche Möglichkeit des „Austankens“ zeitweise selber zum Mikroenergieversorger und damit integraler Bestandteil eines zukünftigen  Stromnetzes.
Das ist nur denkbar, wenn die Autos auch wirklich 20 Stunden am Tag in das Stromnetz integriert sind, d.h. die Infrastruktur in Form von Ladestationen muss gegeben sein.
Diese Voraussetzungen können nur durch frühzeitige Beachtung der planerischen Notwendigkeiten anhand des Stufenplanes geschaffen werden. 
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